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und damit zu einem Schweizer Exit aus dem Bin-
nenmarkt, dem die Schweiz teilweise angehört.Die-
ser «Schwexit» würde eine komplette Neuaushand-
lung unseres Verhältnisses mit der EU bedingen.
Nachsicht zu erwarten, wäre mit Blick auf den Bre-
xit wohl naiv. Das Aufrechterhalten der Personen-
freizügigkeit ist dementsprechend absolut zentral.

Was die Abstimmungssequenz anbelangt, so
lohnt sich ein Blick zurück. Bei der EWR-Abstim-
mung von 1992 wurde das Abstimmungsresultat
negativ beeinflusst, weil einigeWähler taktisch ab-
stimmten: Sie wären zwar für den EWR-Beitritt ge-
wesen,wollten aber den vomBundesrat angestreb-
ten nächsten Schritt, den EU-Beitritt, verhindern.

Um ein solches Abstimmungsverhalten zu ver-
meiden, sollte der Bundesrat vor der Abstimmung
erklären, dass er ein positives Resultat im Septem-
ber nicht als grünes Licht für den InstA-Entwurf
interpretiere, sondern sich für eine Klärung aller
wichtigen Fragen einsetzen werde. Die (damit er-
reichte) noch deutlichere Annahme der Freizügig-
keit wäre ein starkes Zeichen der schweizerischen
Solidarität in Europa.Dieses dürfte demBundesrat
bei den zukünftigen Verhandlungen helfen. Gute
Resultate für die Freizügigkeit sind in der Schweiz
nur in Kombination mit wirksamen flankieren-
den Massnahmen zu haben. So gesehen, wäre es
für den Bundesrat sogar ein quasidirektdemokra-
tisches Mandat für seinen Einsatz zugunsten eines
wirksamen Lohnschutzes.

Freilich wird der Bundesrat in den Verhandlun-
gen auch auf wichtige Anliegen Brüssels eingehen
müssen, natürlich unter Wahrung schweizerischer
Interessen. Erstens: Eine effiziente Streitbeilegung
ist sinnvoll, aber es braucht keine explizite Rolle für
den EuGH. Das der EU zu konzedierende Recht
auf Ausgleichsmassnahmen im Falle einer nicht
korrekten Anwendung der Verträge reicht vollauf.
Gleichzeitig wäre aber die Kompetenz des Schieds-
gerichts zurückzustufen: Es soll nur die Angemes-
senheit derAusgleichsmassnahmen beurteilen (die
Auslegung des Acquis steht ihm nicht zu).

Zweitens: Auch dem berechtigten Homogeni-
tätsanliegen Brüssels ist Rechnung zu tragen. Da-
her scheint der Grundsatz der Dynamisierung der
Marktzugangsabkommen unumgänglich zu sein.Er
stellt aber eine bedeutende Änderung des Status
quo und damit eine Konzession der Schweiz dar,
die jedoch durch eine spezielle Regelung in sozial-
politisch besonders sensiblen Bereichen – u. a. dem
Lohnschutz – abgefedert werden muss. Der Schutz
gegen Lohndumping stellt angesichts der Spezifi-
tät und der konkreten Dimension das gute Funk-
tionieren des Binnenmarktes keineswegs infrage.
Drittens: Die Erweiterung der Guillotineklausel in
einem neuen Vertragssystem mit Ausgleichsmass-
nahmen ist ungerechtfertigt. Sie gehört abgeschafft
oder zumindest relativiert.

Sollte es jedoch wegen der laufenden Brexit-
Verhandlungen nicht möglich sein, in absehbarer
Zukunft die nötigen Kompromisse zu finden, soll-
ten wir keinAbkommen nur um desAbschliessens
willen unterzeichnen. Dann könnte Bern ein Inte-
rims- bzw. Kooperationsabkommen anstreben, wie
von uns an dieser Stelle schon vorgeschlagen. In
diesem könnte die Schweiz ihren Willen bekräfti-
gen, ihre Kooperation mit der EU in allen wichtigen
Themen konstruktiv fortzusetzen. Damit zeigt sie,
dass sie eine verantwortungsvolle Partnerin ist und
einen grosszügigen Beitrag zur Lösung der europäi-
schen Probleme leisten will, nicht nur beim Klima-
schutz, bei der Migration, der Kohäsion, der For-
schung, der Bekämpfung der Kriminalität oder der
Friedensvermittlung, sondern auch bei der Bewäl-
tigung der Corona-Krise.
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Unsere Beziehungen mit der EU sind gut; sie dür-
fen nicht gefährdet werden. Sie basieren auf typisch
europäischer Solidarität und Kooperation und sind
vertragsrechtlich gut verankert. Die Verträge sind
im Interesse der Schweiz und sehr wohl auch der
EU – wobei allerdings die unterschiedlichen Grös-
sen der beiden Partner die relative Bedeutung, die
man den Verträgen in Brüssel oder Bern beimisst,
beeinflussen. Im Zentrum stehen das Freihandels-
abkommen und die Bilateralen I und II. Sie sind
das Resultat fairer Verhandlungen, die einen sinn-
vollen Interessenausgleich bei teilweise kontrover-
sen Themen wie der Personenfreizügigkeit oder
demAlpentransitverkehr gebracht haben.Die Bila-
teralen garantieren der Schweiz Rechtssicherheit
undMarktzugang und der EU eine erfolgreiche Be-
ziehung zu einem mitten in ihrem Territorium lie-
genden Nichtmitgliedstaat.

Keine Moralisierereien
Während für die Schweiz der Interessenausgleich
nach wie vor intakt ist, scheint sich dies für die EU
geändert zu haben. Sie möchte, dass die Regeln
der Marktzugangsabkommen mit der Schweiz neu
grundsätzlich immer auf dem gleichen, EU-inter-
nen Stand (Binnenmarkthomogenität) sind und
dass es effiziente Verfahren für die Beilegung von
Streitigkeiten gibt – so es diese überhaupt geben
sollte. Die EU möchte auch die seinerzeit ausge-
handelten flankierenden Lohnschutzmassnahmen
anpassen lassen sowie die Übernahme der Unions-
bürgerrichtlinie und der staatlichen Beihilferege-
lungen erwirken. Die Verhandlungen haben mit
dem Entwurf eines institutionellen Abkommens
(InstA) vom November 2018 ihr vorläufiges Ende
gefunden.Ein Rahmenabkommen stellt unser bila-
terales Vertragswerk auf eine solide Basis und ist
dementsprechend wichtig und erstrebenswert.

Der Bundesrat hat, gestützt auf ein Konsulta-
tionsverfahren, vor einem Jahr beschlossen, dass
es bei den drei Punkten Lohnschutz, Unionsbür-
gerrichtlinie und staatliche Beihilfen in (Nach-)
Verhandlungen noch Präzisierungen brauche, be-
vor er das InstA unterschreiben werde. Diese An-
passungen sind nötig, insbesondere in Bezug auf
die Lohnschutzmassnahmen, die den Arbeitneh-
menden auch aus aktuellem Anlass sehr am Her-
zen liegen.Die Präzisierungen alleine genügen aber
nicht.Mit ihnen ist indirekt die fundamentale Frage
nach der staatlichen Souveränität verbunden, die in
den Nachverhandlungen auch direkt angesprochen
werden müsste.

Das im geltenden Vertragswerk gefundene
Gleichgewicht zwischen dem Erhalt staatlicher
Souveränität und Marktzugang geht nämlich im
vorliegenden Entwurf des InstA zuungunsten der
Schweiz verloren. Natürlich gibt es keine absolute
Souveränität, und auch im heute bestehendenVer-
tragswerk mussten souveränitätspolitisch relevante
Kompromisse eingegangen werden: die dynamische
Rechtsübernahme im Schengen- und im Luftver-
kehrsabkommen oder der unschöne Kündigungs-
automatismus (Guillotineklausel) in den Bilate-
ralen I. Aber der nun vorgesehene Einbezug des
Europäischen Gerichtshofs in das neue Streitbei-
legungsverfahren, die systematische Dynamisie-
rung aller Marktzugangsabkommen ohne Ausnah-
men für vitale Bereiche und die Erweiterung der
Guillotineklausel gehen souveränitätspolitisch zu
weit. Der bilaterale Weg, wie wir ihn kennen, wird
nicht erhalten, sondern – eigentlich ohne Not –
grundlegend geändert.

Einige Punkte des InstA sollten daher neu aus-
gehandelt werden. Dies umso mehr, als sich der
Hintergrund, vor dem sich die Verhandlungssitua-
tion präsentiert, in dreierlei Hinsicht verändert hat.
Zunächst haben sich mit den jüngsten national-
staatlichen Reflexen, zum Beispiel den unilateral
beschlossenen Grenzschliessungen einzelner EU-
Mitgliedsstaaten oder den unrechtmässigen Blo-
ckaden von Schutzmaterial zweier grosser Nach-
barn der Schweiz, europäische Realitäten offenbart.
Damit sind Brüsseler Moralisierereien uns gegen-
über noch weniger angebracht.

Sodann zeigte das jüngste Urteil des deutschen
Bundesverfassungsgerichts zur europäischen Geld-
politik, dass auch EU-intern die Frage höchstrich-
terlicher Entscheidungen – wenn auch in einem
anderen Fall und Kontext – nicht immer unum-
stritten ist. Damit dürfte die im InstA-Entwurf
vorgesehene faktische Unterstellung eines Nicht-
mitgliedstaates unter die Entscheidungshoheit des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in der schwei-
zerischen Wahrnehmung noch problematischer
werden – auch wenn Streitfälle wohl äusserst sel-
ten derart eskalieren, dass sich der EuGH damit
befassen müsste.

Schliesslich hat sich in den letzten Monaten
die Entschlossenheit der EU, den Briten zu zei-
gen, dass ihre Brexit-Entscheidung ein Fehler war,
noch akzentuiert.Dementsprechend nimmt sie eine
ziemlich strikte Verhandlungsposition ein. Die EU
bietet den Briten einen ähnlichen Streitbeilegungs-
mechanismus an wie der Schweiz im InstA. Lon-
don hat ihn aber bereits abgelehnt.Aufgrund neuer
Entwicklungen wären bei marktverzerrendenWett-

bewerbsbedingungen («level playing field rules»)
angemessene Ausgleichsmassnahmen ohne Ein-
bezug des EuGH denkbar. Solange der Ausgang
dieser Verhandlungen nicht besser abschätzbar ist,
drängt sich ein Vorpreschen der Schweiz in dieser
Frage kaum auf.

Klarheit vor der Abstimmung
Die Schwachstellen des InstA-Entwurfs generieren
Unsicherheit in Bezug auf die künftigen Beziehun-
gen zwischen der Schweiz und der EU.Dies ist un-
günstig in Zeiten, in denen die Verunsicherung in
der Bevölkerung ohnehin schon gross ist. Die Pan-
demie,Globalisierungsängste,Grenzschliessungen,
Sozialhilfefragen: All dies kann ein Umfeld kreie-
ren, das der Abstimmung über die Personenfreizü-
gigkeitnicht förderlich ist und die Skepsis gegen-
über der EU erhöht.

Eine Annahme der Initiative im Herbst könnte
zur Kündigung sämtlicherAbkommen der Bilatera-
len I und der Schengen/Dublin-Abkommen führen
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